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1.1. 

Festsetzungen 
Gemäß dem Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
{BGBI. 1, S. 3634), der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. August2007 (GVBL S. 588), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 12. Juli 2017 (GVBI. 
S. 375), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. November2017 (BGBL 1, S. 3786), der Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1, S. 58), zuletzt geandert durch Art. 3 des Gesetzes 
vom 4. Mai 2017 iBGBI. 1, S. 1057) sowie der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796), zuletzt geändert durch 
§ 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 15. Mai 2018 (GVBI. S. 260). 

Diese Neufassung des Bebauungsplanes regelt die Bebauung 
für diesen Teilbereich des Baugebiets abschließend. 

Planungsrechtliche Festsetzungen 

Art und Maß der baulichen Nutzung 

1.1.1. Allgemeines Wohngebiet 

Zulässig sind Wohngebäude, in erster Linie für betreutes Wohnen, 
mit den erforderlichen baulichen Anlagen wie Stellplätze, Treppen, 
Wege, Stützmauern u.A.. Nicht zulässig sind Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften, Handwerksbetriebe, Gartenbaubetriebe sowie 
Tankstellen. 
Von der angrenzenden Schule und den Schulsportanlagen treten 
Lärmimmissionen auf, die auf das Gebiet einwirken. Diese sind von 
den Anwohnern im Rahmen der gesetz!lchen Regelungen 
hinzunehmen. 

1.1,2. Geschossflächenzahl 

Es wird eine maximal zu lässige Geschossflächenzah l von 1,2 
festgesetzt (GFZ 1,2). Die Geschossflächenzahl gibt an, wie viel 
Quadratmeter Geschossfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche 
zulassig sind. 

1.1.3. Grundflächenzahl 

Es wird eine maximal zulässige Grundflächenzahl von 0,4 
festgesetzt (GRZ 0,4). Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel 
Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grunds!Llcksfläche 
zulässig sind. 
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Die Anzahl der Vollgeschosse wird auf maximal vier festgesetzt, 
wobei das vierte Vollgeschoss im Dachgeschoss unterzubringen ist. 

1.1.5. Höhe bau licher Anlagen 

1.2. 

Es wird eine maximal zulässige Höhe der Gebäudeoberkante (GOK 
13m) von 13 Metern als Höchstgrenze festgesetzt, gemessen von 
der Oberkante Erdgeschoss-Rohfußboden im Bereich des 
Haupteingangs bis zum höchsten Punkt des Daches. 
Untergeordnete Bauteile, wie Schlote oder Antennen dürfen die 
festgesetzte Höhe um maximal 1,50 Meter überragen. 

Bauweise, Baugrenzen, Höhenlage 

1.2.1. offene Bauweise 

Es wird eine offene Bauweise mit seitlichem Grenzabstand 
festgesetzt. 
Sofern zu errichtende Gebäude und bauliche Anlagen 
abstandsflächenpflichtig sind, so sind die Abstandsflächen gemäß 
Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO einzuhalten. 

1.2.2. Baugrenze 

Baugrenze 
Gebäude und Gebäudeteile dürfen die Baugrenze nicht 
überschreiten, Ausnahme siehe Punkt 2.2 .. Ein Zurückbleiben hinter 
der Baugrenze ist zulässig. 

1.2.3. Höhenlage baulicher Anlagen 

1.3. 

Die Oberkante des Erdgeschossfußbodens im Bereich des 
Hauptzugangs darf höchstens 50 cm über dem natürlichen Gelände 
liegen. 
Jedem Bauantrag/Freistellungsantrag ist ein Geländenivellement mit 
zugehörigem Schnitt des Geländes beizulegen. 

Verkehrsflächen 

1.3.1 . Straßenverkehrsf!ächen 

1.3.2. Straßenbegrenzungslinie 

1.3.3. Feuerwehrzufahrt 

1.3.4. Stellplätze 

1.4, 

1.5, 

Grünflächen 

private Grünfläche 

Flächen, die nicht für Gebäude, Zufahrten oder Stellplätze benötigt 
werden, sind als Grünflächen zu gestalten. 

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft 

GOK 13m 

0 

Feue.rwehr z uf ahl"f 

erhaltenswerter Gehölzbestand 

Sofern erhaltenswerter Gehölzbestand im Zuge der Erschließungs­
und Baumaßnahmen beseitigt werden muss, sind entsprechende 
heimische, standortgerechte Gehölze an geeigneter Stelle 
nachzupflanzen. 

1.6. Sonstige Planz:eichen 

1.6.1. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches de, 
Bebauungsplanänderung 

2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

2.1 . Dächer 

Zugelassen sind Pultdächer mit einer Dachneigung von maximal 15°. 
Der Dachüberstand des Hauptdaches darf einen Meter zuzüglich 
Dachrinne nicht überschreiten, gemessen ab der äußersten 
Baukörperkante. Als Dacheindeckung sind rote oder graue 
Titanzinkbleche zulässig, für Eingangsüberdachungen oder 
Wintergärten auch Glasdächer. Dachbegrünungen und Photovo!taik­
Anlagen sind möglich. 

2.2. Fassadengestaltung 

Als Materialien für Fassaden ist Putz in hellen Farbtönen zulässig, 
ebenso Verkleidungen aus Leichtmetall. Fassadenbegrünung ist 
zulässig. 
Erker und untergeordnete Bauteile sind zulässig, sofern sie nicht 
breiter als drei Meter sind, die Baugrenze nicht mehr als 1,50 Meter 
überschreiten und mindestens zwei Meter von der Grundstücksgrenze 
entfernt bleiben. 

2.3. Nebenanlagen 

Bauliche Anlagen sind außerhalb der Baugrenzen zulässig, soweit 
deren Traufhöhe 2,25 Meter und deren bebaute Fläche 20 m2 nicht 
überschreiten. 

2.4. Pflanzabstände 

3. 

Bei allen Pflanzungen sind die 
einzuhalten. Nicht eingehaltene 
Schadensersatzpflicht führen. 

gesetzlichen 
Abstände 

Weitere Planeintragungen 
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4. Hinweise 

4.1. Arbeiten in der Nähe elektrischer Anlagen 

Erdkabel liegen im allgemeinen in Tiefen von 60 cm bis 1,50 Meter 
Geringere Lagetiefen sind aber bei Kreuzungen mit anderen Anlagen 
oder infolge nachträglicher Straßenumbauten und Erdabtragungen 
nicht auszuschließen. Die Kabel können in Kunststoff- oder 
Betonrohren bzw. Formstücken verlegt sein. Sie können mit 
Ziegelsteinen oder Kunststoffplatten (gelb) abgedeckt und durch ein 
Trassenwarnband gekennzeichnet sein . Rohre, Abdeckungen und das 
Trassenwarnband schützen des Kabel jedoch nicht gegen 
mechanische Beschädigung. Sie sollen lediglich auf das 
Vorhandensein von Kabeln aufmerksam machen. Diese 
Warneinrichtungen können auch fehlen. Vor Beginn der 
Sehachtarbeiten ist grundsätzlich beim zuständigen Unternehmen zu 
erfragen, ob in der Nähe der Arbeitsstelle Kabel der 
Elektrizitätsversorgung verlegt sind. Jedes unbeabsichtigte Freilegen 
oder Beschädigen von Kabeln ist sofort anzuzeigen. Die Arbeiten sind 
an einer solchen Stelle bis zum Eintreffen eines Beauftragten des 
Versorgungsunternehmens sofort einzustellen. 

4.2. Bodenversiegelung 

Um die Kanalisation zu entlasten und die Grundwasserneubildung zu 
unterstützen, sollte die Bodenversiegelung auf das unumgängliche 
Maß beschränkt werden. Grundstückszufahrten, Fahrzeugstellplätze, 
Wege und Hofbefestigungen sollten daher mit wasserdurchlässigen 
Belägen, als wassergebundene Decken oder als Grünflächen mlt 
Pflasterstreifen ausgeführt werden, sofern keine anderen Auflagen 
oder Vorschriften dies verbieten. 

4.3. Energieeinsparung 

Bei der Bauausführung sollte bei der Verwendung von Baustoffen, bei 
der Gebäudedämmung, der energetischen Versorgung der Gebäude, 
vor allem hinsichtlich Heiz- und Kühlenergie und 
Brauchwassererwärmung auf möglichst niedrige Kohlendioxid- und 
andere Treibhausgasemissionen geachtet werden. 

4.4. Entwässerung 

Drainagen und Quellwasser darf nicht in den öffentlichen Kanal 
eingeleitet werden. Zur Bauvorlage ist ein Entwässerungsplan 
vorzulegen. 
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5. Verfahrensvermerke 

5.1. Änderungsbeschluss 

Der Gemeinderat beschloss in der Sitzung vom 20. Februar2018 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 1. Änderung des Bebauungsplanes 
.Rathausplatz". Der Änderungsbeschluss wurde am 2. März 2018 
ortsüblich bekannt gemacht. 

5.2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 

Von einer frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurde abgesehen 
(Verfahren der Innenentwicklung). 

5.3. Frühzeitige Beteil!gung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange 

Von einer frühzeitigen Beteiligung der Behörden, sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden wurde abgesehen 
(Verfahren der Innenentwicklung). 

5.4. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie der Nachbargemeinden an der öffentlichen 
Auslegung 

Zu dem Entwurf der 1. Anderung des Bebauungsplanes 
.Rathausplatz" in der Fassung vom 20. Februar 2018 wurden die 
Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie 
Nachbargemeinden gemäß § 4 Abs. 2 in der Zeit vom 12. März bis 
13. April 2018 beteiligt. 

5.5. Öffentliche Auslegung 

Die öffentliche Auslegung wurde am 2. März 2018 ortsüblich bekannt 
gemacht. Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB 
auszulegenden Unterlagen wurden zusätzlich vom 12. März bis 
13. April 2018 im Internet unter http://www.ebersdorf.de/wirtschaft­
bau/aktuelle-bauleitplanverfahren zugänglich gemacht. 

5.6. Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden an der 
öffentlichen Auslegung 

Zu dem überarbeiteten Entwurf der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Rathausplatz" in der Fassung vom 17. April 2018 
wurden die Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie 
Nachbargemeinden gemäß § 4 Abs_ 2 in der Zeit vom 30. April bis 
30. Mai 2018 erneut beteiligt. 

5.7. Wiederholung der öffentlichen Auslegung 

Die Wiederholung der öffentlichen Auslegung wurde am 20. April 2018 
ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt der ortsüblichen 
Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und die nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen wurden 
zusätzlich vom 30. April bis 30. Mai 2018 im Internet unter 
http://www.ebersdorf.de/wirtschaft-bau/aktuerte-bauleitplanverfahren 
zugänglich gemacht. 

5.8. Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden an der 
öffentlichen Auslegung 

Zu dem nochmals überarbeiteten Entwurf der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Rathausplatz" in der Fassung vom 19. Juni 201_8 
wurden die Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie 
Nachbargemeinden gemäß § 4 Abs. 2 in der Zeit vom 2. bis 
17. Juni 2018 erneut beteiligt. 

5.9. 2. Wiederholung der öffentlichen Auslegung 

Die 2. Wiederholung der öffentlichen Auslegung wur~e . am 
22. Juni 2018 ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt der ortsubl1chen 
Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und die nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen wurden 
zusätzlich vom 2. bis 17. Juli 2018 im Internet unter 
http://www.ebersdorf.de/wirtschaft-bau/aktuelle-bauleitplanverfahren 
zugänglich gemacht. 

5.10. Satzungsbeschluss 

Die Gemeinde Ebersdorf b.Cobyrg hat eschluss des 
Gemeinderates vom . 2 ~, R7r 1i. . 1e 1. Ände g des 
Bebauungsplanes „Rathausplatz" ge , ß § 10Abs. 1 Ba Bin der 
Fassung vom . ·2 4. ·O?. .,8 .. als Satzu\g beschlossen. 
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Gemeinde Ebersdorf b.Coburg 

Bernd Reisenweber 
Erster Bürgermeister 
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5.12. Inkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes 
„Rathausplatz" wurde am {l·J: Bß: ~8. . . gemäß 
§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der 
Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen 
Dienststunden in der Gemeinde Ebersdorf b.Coburg zu jedermanns 
Einsicht bereit gehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Die Änderung des Bebauun ist damit in 
Kraft getreten . Auf die Rechtsfolgen des '1-4 Abs. 3 Sa 1 und 2 
sowie Abs 4 BauGB und die §§ 4 und 215 uGB wird 
hingewiesen. 
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